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Konkretisierung des Prinzips der Bestenauslese in der
neueren Rechtsprechung
Dr. Torsten von Roetteken

Das BVerwG hat in den letzten 1 1/2 Jahren einige Entscheidun-
gen getroffen, die sich – auch – mit den Anforderungen an eine
ordnungsgemäße Auswahl nach dem Bestenausleseprinzip be-
fassen. Hinzugekommen sind drei jüngere Kammerentscheidun-
gen des 2. Senats des BVerfG. Daraus ergeben sich einige Ände-
rungen für die praktische Handhabung von Auswahlverfahren.

I. Bestenausleseprinzip

In jüngeren Entscheidungen definiert das BVerfG die unmittel-
bar aus Art. 33 Abs. 2 GG hergeleiteten Grundsätze für die Ver-
gabe öffentlicher Ämter, d. h. deren Ausrichtung auf Eignung,
Befähigung und fachliche Leistung als Bestenauslesegrund-
satz1. Damit wiederholt es seine diesbezügliche Aussage aus

dem nach § 31 Abs. 1 BVerfGG i.V.m. § 93c Abs. 1 S. 2
BVerfGG bindenden Kammerbeschluss vom 2.10.20072. In
dieser Entscheidung wird allerdings – im Unterschied zu beiden
jüngeren Beschlüssen – auch der Begriff des Leistungsgrund-
satzes verwendet und offenbar als synonym zum Bestenauslese-
prinzip aufgefasst. Dieser Sprachgebrauch ist auch in anderen
Entscheidungen anzutreffen3. Der 2. Senat des BVerwG bezieht
sich in seinen jüngeren Entscheidungsgründen dagegen regel-
mäßig auf den Leistungsgrundsatz bzw. den Anspruch auf eine
leistungsgerechte Einbeziehung in eine Auswahlentscheidung4.

Es handelt sich nur scheinbar um einen semantischen oder – je
nach Auffassung bedeutungslosen – Unterschied. Das BVerwG
legt sprachlich den Schwerpunkt auf leistungsbezogene Krite-
rien5. Maßgebend ist, welche zeitliche Perspektive dem Begriff
der Leistungen zugrunde gelegt wird. Dies wird in den Ent-
scheidungen oft nicht hinreichend deutlich.

Nach § 2 Abs. 4 BLV ist die fachliche Leistung insbesondere
nach den Arbeitsergebnissen, der praktischen Arbeitsweise,
dem Arbeitsverhalten und für Beamtinnen, Beamte, die bereits
Vorgesetzte sind, nach ihrem Führungsverhalten zu beurteilen.
Das Maß, in dem die Beamtin, der Beamte den Anforderungen
seines Dienstpostens genügt, macht nach Auffassung des
BVerwG ihre/seine fachliche Leistung i.S. d. Art. 33 Abs. 2 GG
aus6. Der Begriff der fachlichen Leistung erfasst daher die bis-
herige Bewährung in den bis zur individuellen Beurteilung
wahrzunehmenden Aufgaben und der dabei wahrzunehmenden
Verantwortung7. Die fachliche Leistung ist damit vergangen-
heitsorientiert, also retrospektiv8. Wer daher den Begriff des
Leistungsgrundsatzes, der Leistungsorientierung oder der leis-
tungsbezogenen Kriterien verwendet, läuft zumindest Gefahr,
die in Art. 33 Abs. 2 GG, § 9 S. 1 BBG, § 9 BeamtStG genannten
Qualifikationskriterien auf eine solche zeitliche Perspektive zu
verkürzen und aus erbrachten Leistungen ohne jeden weiteren
gedanklichen Zwischenschritt auf die Qualifikation für ein
neues Amt zu schließen, dessen Anforderungen sich womög-
lich nicht unerheblich von denen unterscheiden, die in der bis-
herigen dienstlichen Tätigkeit zu erbringen waren.

Dagegen bringt der Begriff des Bestenausleseprinzips9 deutli-
cher zum Ausdruck, dass es für eine Einstellung oder eine Be-
förderung bzw. die ihr vorausgehende Übertragung eines ent-
sprechend bewerteten (höherwertigen) Dienstpostens zur Be-
währung10 vor allem einer Prognose der Qualifikation des/der
auszuwählenden Personen bedarf, um deren künftige Eignung,
deren Befähigung und deren künftiges Leistungsvermögen auf
dem in Aussicht genommenen Einsatzgebiet einzuschätzen11.

Dieser Ansatz liegt dem Urteil des BVerwG vom 4. 11. 201012

zugrunde, wenn dort ausdrücklich davon die Rede ist, es gehe
darum, die Einschätzung des erwarteten Leistungsvermögens
zur Grundlage der Auswahlentscheidung zu machen. Wenn der
Begriff Leistungsgrundsatz mit dieser prognostischen, zu-
kunftsbezogenen Perspektive verwendet wird, stimmt er mit
dem alternativen Begriff des Bestenausleseprinzips überein.
Den jüngeren Entscheidungen des BVerwG ist das nicht immer
mit der gebotenen Deutlichkeit zu entnehmen. Die bisher er-
brachten und bewerteten Leistungen können dabei nur die Auf-
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